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Der Eigenkapital-
Zinsabzug im
Ländervergleich

In Liechtenstein, Belgien, Italien und Lett-

land ist der Eigenkapital-Zinsabzug («Notio-

nal Interest Deduction »; « NID ») bereits ein-

geführt. Die Autoren vergleichen die länder-

spezifischen Eigenschaften und untersuchen

die Vor- und Nachteile der steuerlichen Mass-

nahme im Hinblick auf die geplante Einfüh-

rung einer vergleichbaren Schweizer Rege-

lung im Rahmen der Unternehmenssteuer-

reform III.

1 Hintergrund

Mit der Totalrevision des liechtensteinischen
Steuergesetzes, das per 1. Januar 2011 in Kraft
trat, wurde unter anderem ein Eigenkapital-
Zinsabzug für Gesellschaften eingeführt. Inte-
ressanterweise sah bereits das alte Recht wäh-
rend Jahrzehnten einen Abzug von drei Prozent
des im Betrieb arbeitenden, eigenen Kapitals
und somit einen NID für Selbstständigerwerben-
de vorl. Mit der Implementierung des NID will
sich Liechtenstein als international erfolgrei-
cher Wirtschaftsstandort behaupten und Inves-
toren einen zusätzlichen Anreiz bieten.
Belgien hat bereits 2006 eine ähnliche Regelung
verabschiedet, 2009 ebenfalls Lettland und 2011
folgte auch Italien. Zuvor wurden NID-Regelun-
gen unter anderem in Kroatien (1994-2001),
Italien (1997-2003) und Österreich (2000
2004) angewendet. Deren Abschaffung erfolgte
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im Wesentlichen aufgrund von teilweise signifi-
kanten Steuerreduktionen bei gleichzeitiger Ver-
breiterung der Bemessungsgrundlage.
Auch die Schweiz gerät zunehmend unter
Druck, ihren Ruf als attraktiven Wirtschafts-
und Steuerstandort zu verteidigen. Auf interna-
tionaler Ebene äussert insbesondere die Euro-
päische Union («EU») zunehmend Kritik an
den Schweizer Steuerbegünstigungen. Daher
stellt auch die Schweiz Überlegungen an, beste-
hendes Steuerrecht zu reformieren und die Ab-
schaffung gewisser Steuerbegünstigungen unter
anderem durch die Implementierung eines NID
zu kompensieren.
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Die Einführung eines NID verfolgt generell den
Zweck, die Unterschiede in der steuerlichen Be-
handlung von Fremd- und Eigenkapital abzu-
schwächen2 sowie die Finanzierungsneutralität
zu stärken. Hintergrund ist, dass bei einer Fi-
nanzierung mittels Fremdkapital die Vergütung
steuerlich grundsätzlich als Zinsaufwand ab-
ziehbar ist. Eine Finanzierung mittels Eigenka-
pital führt indessen zu keiner Steuerminderung.
Durch Einsatz eines NID auch bei Eigenkapital-
finanzierungen wird die Finanzierung mittels
Fremdkapital jener mittels Eigenkapital steuer-
lich angeglichen und im Idealfall sogar gleich-

gestellt3.
Im Ergebnis führt die Berücksichtigung eines
NID zur Reduzierung des effektiven Steuersatzes
und trägt somit zur Senkung der Konzernsteuer-
quote bei. Allerdings variiert dieser Effekt in Ab-
hängigkeit der zugrunde liegenden Eigenkapi-
talquote4.
Der NID ergibt sich grundsätzlich aus der Multi-
plikation von Eigenkapital mit einem entspre-
chenden Zinssatz. Er wird bei der Ermittlung des
zu versteuernden Einkommens von der steuerli-
chen Bemessungsgrundlage als geschäftsmässig
begründeter Aufwand abgezogen5. Oftmals ist
nicht bewusst, dass es sich hierbei um eine Ab-
weichung vom Massgeblichkeitsprinzip zuguns-

ten des Steuerpflichtigen handelt.

2 Eigenkapital-Zinsabzug:
Regelungen in anderen
Ländern

Beispiel Liechtenstein

Modifiziertes Eigenkapital
Der liechtensteinische NID wird durch Art. 54
Steuergesetz (« SteG »)6 geregelt, ausführliche-
re und ergänzende Erläuterungen sind in Art.
32 Steuerverordnung (« SteV,O7 enthalten. Der
NID führt zu dem Abzug von geschäftsmässig
begründetem Zinsaufwand im Rahmen der Er-

Art. 47 Abs. 1 Bst. bb) i.d.F. von 1998.

Vgl. Begründung zum Gesetz vom 22. Juni 2005

(Belgisch Staatsblad vom 30. Juni 2005, S. 30077)

zur Änderung des Wetboek van de inkomstenbelasting

(W1B) 1992.
3 Hosp in Steuer Revue Nr. 3/2009,S. 192.
4 Thomas Hosp/Matthias Langer, Steuerstandort

Liechtenstein, Kapitel 2, Tz. 313.

EuGH-Urteil vom 4. Juli 2013, C 350/11, Tz. 5.
6 Gesetz vom 23. September 2010 über die Landes- und

Gemeindesteuern (Steuergesetz; SteG).

7 Verordnung vom 21. Dezember 2010 über die Landes-

und Gemeindesteuern (Steuerverordnung; SteV).
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mittlung der steuerlichen Bemessungsgrund-
lage und damit zu einer niedrigeren Steuerbe-
lastung.
Konkret gilt gemäss Art. 54 Abs. 1 SteG als steu-
ermindernde, geschäftsmässig begründete Auf-
wendung die angemessene Verzinsung des mo-
difizierten Eigenkapitals in Höhe des Sollertrags
nach Massgabe des Art. 5 SteG. Der Sollertrag,
das heisst die Höhe des Zinssatzes zur Ermitt-
lung des standardisierten Vermögensertrages,
wird jährlich durch das Finanzgesetz bestimmt
(Art. 5 SteG). Für das Steuerjahr 2013 beträgt
der Sollertrag vier Prozent (Art. 2 Finanzgesetz
vom 22. November 2012 für das Jahr 2013). Es
ist davon auszugehen, dass im Finanzgesetz für

Einbezahltes Grund-, Stamm- bzw. Anteilskapital
+ eigenes Vermögen darstellende Reserven
+1 besteuerte Mehr- bzw. Minderwerte

= Ausgangsgrösse ( Art. 32 Abs. 1 SteV)

eigene Anteile
Beteiligungen an in- und ausländischen juristischen Personen
ausländisches Grundstücks- und Betriebsstättenreinvermögen
nicht betriebsnotwendiges Vermögen

= modifiziertes Eigenkapital ( Art. 32 Abs. 3 SteV)

Die Ermittlung des modifizierten Eigenkapi-
tals erfolgt zu Beginn des Geschäftsjahres. Er-
gibt sich dabei ein negatives modifiziertes Ei-
genkapital, beträgt der NID null (Art. 54 Abs. 2
SteG).

Korrekturgrössen zum Eigenkapital
Kapital- und Gewinnrücklagen sowie der Bi-
lanzgewinn des Vorjahres sind Reserven, die ei-
genes Vermögen darstellen. Eigenkapitalzufüh-
rungen des laufenden Jahres durch offene und
verdeckte Einlagen sowie Eigenkapitalreduk-
tionen des laufenden Jahres durch Kapitalhe-

das Jahr 2014, welches im November 2013 ver-
abschiedet wird, der Sollertrag erneut mit vier
Prozent festgelegt wird.
Die Berücksichtigung eines modifizierten Ei-
genkapitals soll sicherstellen, dass ein NID nur
hinsichtlich des betriebsnotwendigen Kapitals
und innerhalb eines Konzerns nur einmalig in
Anspruch genommen werden kann8. Ausgangs-
grösse bei der Bestimmung des modifizierten
Eigenkapitals ist das nach Art. 18 bzw. 21 SteV
ermittelte Eigenkapital (handelsbilanzielle Ei-
genkapital) unter Berücksichtigung besteuerter
Mehr- bzw. Minderwerte.
Das modifizierte Eigenkapital gemäss der liech-
tensteinischen Regelung ermittelt sich wie folgt:

rabsetzungen und Kapitalrückzahlungen sowie
durch offene oder verdeckte Ausschüttungen
sind bei der Ermittlung zeitanteilig zu berück-
sichtigen (Art. 32 Abs. 4 SteV). Damit soll Um-
gehungsgestaltungen entgegengewirkt werden.
Zu- und Abgänge eines Quartals sind jeweils
zusammenzufassen und gelten als in der Mitte
eines Quartals entstanden (Art. 32 Abs. 4 SteV).
Bei der Ermittlung des NID erfolgt somit eine
entsprechende Gewichtung in Abhängigkeit
des Quartals, in dem die Veränderung erfolgte:
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Berechnung der Korrekturgrössen zum Eigenkapital9

Ausländisches Vermögen
Das ausländische Grundstücksreinvermögen so-
wie das ausländische Betriebsstättenreinvermö-
gen umfasst das jeweilige ausländische Vermögen
nach Abzug der diesem Vermögen zuzurechnen-
den Schulden (Art. 32 Abs. 3 c) und d) SteV). Die
Kürzung der ausländischen Vermögensanteile er-
folgt, da Liechtenstein insoweit keinen Besteue-
rungsanspruch erhebt und daher entsprechend
kein NID gewährt werden so1110.

Nicht betriebsnotwendiges Vermögen
Nicht betriebsnotwendiges Vermögen sind fer-
ner alle Vermögensgegenstände, die nicht über-
wiegend dem tatsächlichen Unternehmensge-
genstand dienen (Art. 32 Abs. 6 SteV). Der
Begriff stammt aus der Betriebswirtschaftsleh-
re, für den Vollzug in der Praxis ist er eher un-
tauglich. Eine genauere Definition hierzu sieht
die Steuerverordnung nämlich nicht vor. In
dem entsprechenden Bericht und Antrag der
Regierungll führt diese aus, dass eine klare De-
finition des nicht betriebsnotwendigen Vermö-
gens schwierig ist. Dem stimmen wir zu, zumal
die betriebliche Notwendigkeit von Vermögen
erheblich davon abhängt, was Gegenstand ei-
nes Unternehmens ist.
Generell gelten als nicht betriebsnotwendiges Ver-
mögen alle Vermögenswerte, die veräussert wer-

den können, ohne die operative Tätigkeit des Un-
ternehmens zu beeinträchtigen12. Dazu zählen
beispielsweise Aktiven, mit denen keine periodi-
schen Erträge generiert werden, wie etwa Luxus-
autos oder Kunstsammlungen. Es liegt auf der
Hand, dass sich im Rahmen der Steuerveranla-
gung regelmässig praktische Auslegungsfragen
zwischen den Steuerbehörden und Unternehmen
hinsichtlich der Definition von nicht betriebsnot-
wendigem Vermögen stellen.
Alle Korrekturbeträge zur Ermittlung des modifi-
zierten Eigenkapitals gemäss Art. 32 Abs. 3 SteV
müssen zur Vermeidung von Umgehungsgestal-
tungen jeweils mit dem durchschnittlichen Wert
des Geschäftsjahres berücksichtigt werden13. Der
Durchschnittswert wird auf Quartalsbasis ermit-
telt, wobei Zu- und Abgänge eines Quartals jeweils
zusammenzufassen sind und als in der Mitte des
Quartals entstanden gelten (Art. 32 Abs. 5 SteV).
Die Steuerverwaltung kann in besonderen Fällen
auch eine genauere Durchschnittsermittlung ver-

BuA Nr. 48/2010 zu Art. 54.

9 Vgl. Hilfsformular B zur Steuererklärung.

BuA Nr. 48/2010, a.a.O.

11 BuA Nr. 48/2010, a.a.O.

12 BuA Nr. 48/2010, a.a.O.

13 Thomas Hosp/Matthias Langer, a.a.O., Kapitel 2,

Tz. 319.

Gewichtung

Bilanzposition

87.5%
(10.5/12)

62.5%,
(7.5/12)

37.5%,
(4.5/8)

12.5%,
(1.5/12)

Gewichtete
Korrektur+1- Veränderungen im Quartal:

1. Quartal 2. Quartal 3. Quartal 4. Quartal

Im Geschäftsjahr beschlossene
Ausschüttungen

100000 62500

Kapitalherabsetzung im Geschäftsjahr 100000 87500

+ Kapitalerhöhung im Geschäftsjahr 100000 +12500

Summe 137500
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langen. Im Rahmen der Steuerdeklaration ist zu
beantragen, ob ein Jahres-, ein Halbjahres- oder
ein Quartalsabschluss für die Ermittlung zugrun-
de gelegt wird. Entsprechend erfolgt die Erfassung
und Gewichtung.

Berechnung der Korrekturgrösse betreffend nicht betriebsnotwendiges
Vermögen und anderer Korrekturgrössen zur Bestimmung des modifizierten
Eigenkapitals"

Alternativ können für die Ermittlung auch
Halbjahres- oder Quartalsabschlüsse zugrunde
gelegt werden. Die durchschnittliche Gewich-
tung ist dann in Abhängigkeit des zugrunde ge-
legten alternativen Abschlusses anzupassen.
Der NID kann neben tatsächlich zu zahlenden
Zinsen in Abzug gebracht werden. Bislang
konnte ein NID auch geltend gemacht werden,
wenn dadurch im betreffenden Steuerjahr ein
Verlust entstand oder sich erhöhte (Art. 54

Abs. 1 SteG a.F.). Mit Gesetz vom 24. April 2013
über die Abänderung des Steuergesetzes15 wurde
diese Regelung aber abgeschafft. Durch den
NID kann daher ab dem Steuerjahr 2013 kein
Verlust mehr generiert werden. Die Einführung
eines Vortrags für einen nicht genutzten NID ist
nach den uns vorliegenden Informationen
nicht vorgesehen.

Bei Zugrundelegung des Jahresabschlusses er-
gibt sich beispielsweise folgende Erfassung, wo-
bei eine Gewichtung von durchschnittlich 6/12
resp. 50 Prozent erfolgt:

Liechtensteinisches Massnahmen-
paket III

Mit Bericht und Antrag der Regierung Nr.
45/2013 hat die liechtensteinische Regierung
im Sommer 2013 dem Landtag des Fürsten-
tums Liechtenstein ein Massnahmenpaket III
zur Sanierung des Landeshaushalts vorgelegt.
Darin sind erneute Änderungen beim NID
vorgesehen. Als angestrebte Massnahme soll
eine Entkopplung des Sollertrags und des Ei-
genkapitalzinses vorgenommen werden, weil
die Kopplung der beiden Zinssätze bei der
Veränderung des Zinssatzes in einer gegentei-
ligen Wirkung beim Steueraufkommen re-
sultiere16. Dies wurde bereits im Massnah-
menpaket 1117 diskutiert, allerdings mangels
Einigung zwischen Regierung und Verbän-
den nicht umgesetzt18. Die liechtensteinische
Regierung schlägt im Rahmen der Entkop-

Gewichtung

Bilanzposition

50% (da Verwendung Jahresabschluss)

Gewichtete
KorrekturWert per Stichtag:

1. Quartal 2. Quartal 3. Quartal End-Best.

Nicht betriebsnotwendiges Vermögen
(Gemäldesammlung)

100000 500000 300000

Nicht betriebsnotwendiges Vermögen
(Oldtimer)

200000 0 100000

Eigene Aktien 10000 100000 55000

Summe 455000
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pelung aktuell vor, den Zinssatz für den NID
von 4 Prozent auf 1,5 Prozent zu senken19. Er
soll in Folgejahren weiterhin jährlich durch
den Landtag im Finanzgesetz bestimmt wer-
den.

Unseres Erachtens ist der Entkoppelung des Soll-
ertrags und des Eigenkapitalzinses systematisch
klar der Vorrang zu erteilen. Es gibt kein über-
zeugendes Argument, die Nachteile einer gegen-
teiligen Wirkung beim Steueraufkommen durch
Kopplung des Sollertrags und des Eigenkapital-
zinses zu erdulden. Eine Senkung des Eigenka-
pitalzinses auf nur 1,5 Prozent ist aber insbe-
sondere unter Berücksichtigung der dadurch
erzielten Wirkung unklug gewählt und kritisch
zu hinterfragen. Um einer radikalen Senkung
des Eigenkapitalzinses präventiv entgegenzu-
wirken, dürften sich nun selbst Befürworter ei-
ner Entkoppelung eher zurückhaltend zeigen.
Alternativ zu einer Senkung des Eigenkapital-
zinses bietet sich für den Gesetzgeber eine An-
passung der Bemessungsgrundlage an. Entspre-
chende Gesetzesvorhaben erwarten wir allenfalls
erst im Laufe des nächsten Jahres. Sofern die Än-
derungsvorschläge zum NID tatsächlich in ir-
gendeiner Form in Rechtskraft erwachsen, stellt
sich zudem die Frage, ob diese bereits rückwir-
kend auf den 1. Januar 2014 und somit für das
Steuerjahr 2014 rechtskräftig werden.

b Beispiel Belgien
Seit der Einführung der NID-Regelung in Bel-
gien gab es bereits einige Anpassungen. Dane-
ben gab die belgische Regelung bereits Anlass zu
zwei Verfahren des Europäischen Gerichtshofs
(«EuGH»)20.
Der belgische NID ermittelt sich analog der
liechtensteinischen Regelung durch Multiplika-
tion des sogenannten Risikokapitals mit einem
bestimmten Zinssatz21. Das Risikokapital ent-
spricht dem Betrag des handelsrechtlich bilan-

zierten Eigenkapitals der Gesellschaft am Ende
des vorhergehenden Besteuerungszeitraums22.
Das Eigenkapital setzt sich danach insbesonde-
re aus dem Grund- bzw. Stammkapital, Agio,
Rücklagen sowie Gewinn- und Verlustvorträgen
zusammen23. Wie bei der liechtensteinischen
Regelung sind auch in Belgien zur Vermeidung
doppelter Vergünstigungen oder Missbrauch
durchschnittliche Werte des Geschäftsjahres
und bestimmte Kürzungen im Rahmen der Er-
mittlung des Risikokapitals vorgesehen, für:

Eigene Anteile,
Schachtelbeteiligungen im Anlagen-
vermögen,
Nettowerte der Aktiva von ausländischen
Betriebsstätten und von ausländischem
Grundvermögen nach Abzug von Schulden,
sofern nach Doppelbesteuerungsabkommen
kein Besteuerungsrecht in Belgien,
Nicht betriebsnotwendige Sachanlagen.

Der Zinssatz für das Steuerjahr 2013 beträgt in
Belgien 3 Prozent, für kleinere und mittlere Un-
ternehmen («KMU») 3,5 Prozent. Als KMU qua-
lifizieren Unternehmen im Sinne des Art. 15
Wetboek van inkomstenbelastingen («WIB»)24.
KMU sind danach Unternehmen, die nicht mehr
als eines der nachfolgenden Kriterien überschrei-

11 Angelehnt an Hilfsformular B zur Steuererklärung.

LGB1. 2013 Nr. 202.

11, BuA, Nr. 45/2013, S. 49.

17 Vernehmlassungsvorlage zur Abänderung des Steuer-

gesetzes vom 18. September 2012.

10 Keine Übernahme in BuA Nr. 139/2012.

19 BuA, Nr. 45/2013, S. 50.
20 EuGH-Urteil vom 4. Juli 2013, G-350/11; anhängiges

Vertragsverletzungsverfahren Nr, 2008/4335.

21 Art. 205q"a1er Abs. 1 WIB 1992.

22 Art, 205' Abs. 1 Ünterabs. 1 WIB 1992.

Nadine Dada in Federal Public Service Finance
«Notional Interest Deduction: an innovative Belgian

tax incentive», S. 8.
24 Nadine Daoüt, a.a.O., 5 .9.
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ten:23 1) 50 Mitarbeiter; 2) Jahresumsatz von
7,3 Mio. Euro; 3) Bilanzsumme von 3,65 Mio.
Euro. Der Zinssatz ist angelehnt an den durch-
schnittlichen Zinssatz für langfristige belgische
Staatsanleihen (Laufzeit zehn Jahre)26. Er wird
regelmässig überprüft und bei Bedarf angepasst.
Ein Verlust kann sich nach belgischem Recht
durch Abzug des NID nicht ergeben. Daher war
bislang ein Vortrag von nicht genutztem NID
über sieben Jahre möglich. Mit Wirkung zum
Steuerjahr 2013 ist der Vortrag des NID jedoch ab-
geschafft worden27. Ein zum 31. Dezember 2012
bereits bestehender NID ist noch in den folgenden
sieben Jahren abziehbar. Allerdings wurden hier
umfangreiche Gesetzesänderungen vorgenom-
men, sodass fraglich ist, ob noch bestehende Ei-
genkapital-Zinsvorträge tatsächlich in Abzug ge-
bracht werden können".
Der Vergleich der Regelungen in Belgien und in
Liechtenstein zeigt grundsätzlich kaum Unter-
schiede. Die Möglichkeit des Vortrags des NID
war in Liechtenstein von vornherein nicht erfor-
derlich, da dort durch den NID ein steuerlicher
Verlust entstehen bzw. sich erhöhen konnte29.

Gesetzesänderungen im Rahmen der
belgischen Steuerreform 2013/2014

Auch in Belgien sind weitere Gesetzesände-
rungen hinsichtlich des NID geplant. Insbe-
sondere erfolgt zum Steuerjahr 2014 eine An-
passung des NID-Zinssatzes auf 2,742
Prozent (für KMU 3,242 Prozent)30. Der neue
Zinssatz basiert auf dem durchschnittlichen
Zinssatz für langfristige belgische Staatsan-
leihen (Laufzeit zehn Jahre) aus Juli, August
und September 2012. Daneben ist verab-
schiedet worden31, dass im Rahmen der Mo-
difikation des Risikokapitals künftig auch
Schachtelbeteiligungen, welche im Umlauf-
vermögen gehalten werden, gekürzt werden.
Diese Regelung ist ebenfalls ab dem Steuer-

jahr 2014 anzuwenden. Ferner war angekün-
digt worden, dass der NID-Zinssatz für KMU
erhöht werden so1132. Details dazu sind der-
zeit unklar, eine Gesetzesänderung erfolgte
diesbezüglich bislang nicht.

c Beispiel Italien

Im März 201233 hat auch die italienische
Regierung eine Regelung zur Steuerminde-
rung im Rahmen eines NID verabschiedet.
Seitdem ist in Italien wieder ein fiktiver
Zinsabzug möglich. Er ergibt sich durch die
Multiplikation des definierten Eigenkapitals
mit einem bestimmten Zinssatz. Anders als
die Regelungen in Liechtenstein und in Bel-
gien lässt die italienische Regelung als Ei-
genkapital jedoch nur sogenanntes »neues
Eigenkapital» zu. Neues Eigenkapital ergibt
sich nach der Definition aus allen Verände-
rungen im Eigenkapital, die nach Ablauf des
am 31. Dezember 2010 laufenden Geschäfts-
jahres erfolgten. Danach sind in der Regel
alle Kapitalveränderungen ab dem 1. Januar
2011 zu berücksichtigen, bei abweichendem
Geschäftsjahr gegebenenfalls erst spätere.
Nicht zu berücksichtigen ist der Gewinn aus
dem am 31. Dezember 2010 laufenden Ge-
schäftsj ahr.

Bei der Ermittlung des Eigenkapitals sind so-
wohl Zugänge als auch Abgänge im Eigenkapi-
tal zu erfassen. Das neue Eigenkapital kann da-
her unter keinen Umständen das tatsächliche
Eigenkapital einer Gesellschaft überschreiten34.
Als Zu- und Abgänge im neuen Eigenkapital
sind grundsätzlich Bareinlagen, Forderungsver-
zichte aus Gesellschafterdarlehen, Grund- oder
Stammkapitalerhöhungen, Rücklagen, soweit
diese nicht aus Neubewertungen resultieren,
und Gewinnausschüttungen zu erfassen.

http://www.argus.ch/de/dienstleistungen/medienbeobachtung
http://www.argus.ch/de/dienstleistungen/medienanalysen?ActiveID=1531
http://www.argus.ch/de/mediasuite?ActiveID=1532
http://www.argus.ch/de/dienstleistungen/sprachdienstleistungen/uebersicht?ActiveID=1533
http://www.argus.ch/de/home


Datum: 01.12.2013

Steuer Revue

Argus der Presse AG Medienart: Kundenartikel Themen-Nr.: 660.3
Abo-Nr.: 660003
Seite: 0
Fläche: 231'548 mm²

Medienbeobachtung
Medienanalyse
Informationsmanagement
Sprachdienstleistungen

ARGUS der Presse AG
Rüdigerstrasse 15, Postfach, 8027 Zürich
Tel. 044 388 82 00, Fax 044 388 82 01
www.argus.ch

Argus Ref.: 52119373
Ausschnitt Seite: 8/13

Der Abzug des NID erfolgt vom zu versteuernden
Einkommen, allerdings erst nach Berücksichti-
gung des Abzugs von steuerlichen Verlusten. Ei-
ne NID kann von Gesellschaften, die Konkurs
sind oder sich in Liquidation befinden, nicht in
Anspruch genommen werden.
Um Gestaltungsmissbrauch zu vermeiden, be-
einflussen bestimmte Transaktionen das neue
Eigenkapital nicht. Beispielsweise kann das
neue Eigenkapital nicht durch Einlagen erhöht
werden, welche unmittelbar als Einlage in eine
Tochtergesellschaft weitergegeben werden:
Eine Gesellschaft A leistet an ihre Tochtergesell-
schaft B eine Einlage, welche von B unmittelbar
an deren Tochtergesellschaft C weitergegeben
wird. Nur C kann bei der Ermittlung des NID die
Einlage als neues Eigenkapital erfassen; eine
Berücksichtigung bei B ergibt sich nicht.
In Italien beträgt der NID-Zinssatz aktuell 3 Pro-
zent. Dieser ist für die Steuerjahre 2011, 2012
und 2013 fest vereinbart. Danach wird er jähr-
lich unter Berücksichtigung des durchschnittli-
chen Zinssatzes für italienische Staatsanleihen
und unter Einbeziehung eines Risikofaktors von
dem italienischen Finanzminister neu festgelegt.
Ein Verlust kann sich in Italien durch den NID
nicht ergeben, ein nicht genutzter NID kann
analog der früheren belgischen Regelung, je-
doch ohne zeitliche Einschränkung, in nachfol-
gende Geschäftsjahre vorgetragen werden.
Der Vergleich mit den NID-Regelungen in
Liechtenstein und Belgien ergibt, dass die italie-
nische Regierung die wesentlichen Aspekte aus
den ausländischen Regelungen übernommen
hat. Allerdings schränkt die italienische Rege-
lung die Höhe des zu berücksichtigenden Eigen-
kapitals ein, sodass die NID-Regelung meist nur
für neugegründete Unternehmen von Bedeu-
tung ist. Abweichend ist die Möglichkeit des
NID-Vortrags, welcher in Belgien zwischenzeit-
lich wieder abgeschafft wurde. Inwieweit Italien
mit der NID-Regelung ausländische Investoren
anzieht, bleibt dahingestellt.

1 Beispiel Lettland

Seit 2009 hat auch Lettland eine Regelung
zur zinsbereinigten Besteuerung implemen-
tiert. Die Regelung findet für lettische Kapi-
talgesellschaften und in Lettland belegene
Betriebsstätten ausländischer Gesellschaften
Anwendung. Bemessungsgrundlage für den
NID in Lettland sind grundsätzlich thesau-
rierte Gewinne (Gewinnvortrag). Allerdings
können nur Gewinne berücksichtigt werden,
welche seit dem 1. Januar 2009 angefallen
sind und nicht ausgeschüttet wurden. Die
Höhe des Zinssatzes orientiert sich am
durchschnittlich gewichteten Darlehenszins
und betrug 3,93 Prozent in 2012.35

Ähnlich der italienischen Regelung sieht die let-
tische Regelung eine Begrenzung der Bemes-
sungsgrundlage vor. Von der Regelung profitie-
ren somit grundsätzlich Unternehmen, welche
sich insbesondere ab 2009 profitabel verhielten
und entsprechende Ergebnisse vorweisen konn-
ten. Aufgrund der Finanz- und Wirtschaftskrise
und den damit verbundenen Produktionssen-
kungen und Konkursen ist fraglich, inwieweit

25 Thomas Hosp/Matthias Langer, a.a.O., Tz. 324.

Patrice Delacroix in PwC EU Tax News, issue 2013,

nr. 004.

2, Wolfgang Oepen/Jennifer Weber in IStR-LB 2013, S. 50.

" Vgl. ausführlich Wolfgang Oepen/Jennifer Weber, a.a.O.

29 Thomas Hosp/Matthias Langer, a.a.O., Tz. 323.
38 Gesetz vom 17. Juni 2013.

31 Gesetz vom 28. Juni 2013.

PwC Belgium Newsalert, Tax Reform in Belgium

2013/2014.

PwC Germany ITSNewsalert, March 2012.

PwC Gennany ITSNewsalert, March 2012.
35 SpengeVFinke/Heckelmeyer in Konsequenzen einer

zinsbereinigten Bemessungsgrundlage für die Steuer-

belastung deutscher Unternehmen und das Steuer-

aufkommen. Tabelle 24.
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sich bisher tatsächlich wirtschaftliche Vorteile
für Kapitalgesellschaften ableiten liessen.

3 Geplante NID-Regelung
in der Schweiz

In den Diskussionen zur Unternehmenssteuer-
reform III («UStR III») wird die Einführung ei-
ner NID-Regelung ebenfalls in der Schweiz dis-
kutiert. Die UStR III ist die Schweizer Antwort
auf den langanhaltenden internationalen
Druck betreffend gewissen Steuerprivilegien in
der schweizerischen Steuerlandschaft.
Sollte ein NID im Rahmen der UStR III einge-
führt werden, fragt sich, inwieweit sich dieser
an den oben genannten Regelungen in Liech-
tenstein, Belgien, Italien oder Lettland orien-
tiert. Fest steht, dass ein NID derzeit wohl die
einzige international taugliche Regelung zur
kompetitiven Besteuerung von Zinserträgen
darstellt.
In den aktuellen Diskussionen zur Schweizer
NID-Regelung ist von einem massgebenden Ei-
genkapital die Rede, welches dem Sicherheitsei-
genkapital eines Unternehmens entspricht. Das
Sicherheitseigenkapital ergibt sich aus der Dif-
ferenz zwischen dem steuerlichen Eigenkapital
und dem Kernkapital eines Unternehmens.
Kernkapital ist das Eigenkapital, welches ein
Unternehmen zur Ausübung seiner Geschäftstä-
tigkeit benötigt. Darauf soll kein NID gewährt
werden36. Sicherheitseigenkapital, auf welches
der NID gewährt wird, ist demnach der Teil des
Eigenkapitals, welcher das für die Geschäftstä-
tigkeit erforderliche Eigenkapital übersteigt. Aus
praktischen Überlegungen stützt man sich zur
Bestimmung des Kernkapitals nach wie vor auf
das Kreisschreiben der Eidgenössischen Steuer-
verwaltung («ESTV») betreffend verdecktes Ei-
genkapital zur Ermittlung des steuerlich maxi-
mal zulässigen Fremdkapitals37. Dabei lässt sich
das Kernkapital mittels entsprechender Kernka-
pitalquoten relativ effizient ermitteln38.

Die Kernkapitalquote auf konzerninterne Darle-
hen beträgt gemäss Kreisschreiben 15 Prozent39.
Sofern eine Gesellschaft als Konzernfinanzie-
rungsvehikel agiert, kann sich hieraus offen-
sichtlich ein relativ hoher NID ergeben.
Daneben stellt sich die Frage, welche Höhe ein
angemessener Zinssatz für NID-Zwecke anneh-
men sollte. Ebenfalls aus praktischen Überle-
gungen könnten sich hier die steuerlich aner-
kannten Zinssätze für Vorschüsse oder Darlehen
der ESTV49 als hilfreich erweisen. So liesse sich
darin ein Safe-Harbour-NID-Satz festlegen, auf
den sich Unternehmen abstützen könnten. Er-
gänzend sollte es Unternehmen freistehen, indi-
viduell ermittelte, marktgerechte Zinssätze unter
Berücksichtigung von Fremdvergleichsgrund-
sätzen heranzuziehen.
Ob und inwieweit darüber hinaus Regelungen
zur Vermeidung von Gestaltungsmissbrauch
einfliessen und sich Verluste durch die NID-Re-
gelung begründen oder erhöhen lassen, bleibt
abzuwarten.

4 Praxisprobleme in Ländern
mit NID

Da die konkrete Ausgestaltung einer Schweizer
NID-Regelung nach wie vor durch die zuständi-
gen Gremien bearbeitet wird, möchten wir die
Gelegenheit nutzen und auf Praxisprobleme
insbesondere in Liechtenstein und Belgien hin-
weisen.

a Liechtenstein
Zweifelsohne ist die NID-Regelung verwaltungs-
technisch komplex und verwaltungsökono-
misch aufwendig. Dies resultiert insbesondere
aus gesetzlichen Unzulänglichkeiten und der
Gewichtung der Korrekturgrössen.
Die liechtensteinische Praxiserfahrung belegt,
dass die unklare Definition von nicht betriebs-
notwendigem Vermögen durch den Verordnungs-
geber regelmässig zu Hemmungen führt. Steuer-
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recht ist Massenrecht und unklare Definitionen
erschweren den Vollzug erheblich. Es ist daher zu
erwarten, dass sich die Rechtsprechung in Bezug
auf die liechtensteinische NID-Regelung in den
nächsten Jahren weiter entwickelt. Daraus wer-
den sich unter Vorbehalt von gesetzlichen An-
passungen gewisse Spezifizierungen ableiten
lassen. Bisweilen werden in der Praxis nur ver-
einzelt Vorbescheide zur Betriebsnotwendigkeit
von Vermögen eingeholt, da man offenbar in
den meisten Fällen davon ausgeht, dass bilan-
ziertes Vermögen ohnehin betriebsnotwendig
ist.

Ein wesentlicher Kritikpunkt ist, dass hochkapi-
talisierte Banken derart von den Auswirkungen
der NID-Regelung profitieren, dass sie trotz Er-
wirtschaftung von operativen Gewinnen eine
verhältnismässig tiefe oder keine Ertragsbe-
steuerung erfahren. In der politischen Diskus-
sion rund um das Massnahmenpaket III zur Sa-
nierung des Landeshaushalts dürfte diesem
Umstand Beachtung zukommen. Zugleich ist es
so, dass im Verlauf der jüngsten Finanzkrise ge-
rade aufgrund hoher Eigenmittel keine der
liechtensteinischen Banken staatliche Unter-
stützung benötigte und sich dieser Umstand in
den nächsten Jahren gewiss geschäftsfördernd
auswirkt.
Daneben führt die Gewichtung der Korrektur-
grössen in der steuerlichen Praxis regelmässig
zu Diskussionen. Unternehmen sind an einer
möglichst geringen Korrektur der handelsrecht-
lichen Ausgangsgrösse interessiert. Damit lässt
sich ein höherer NID erzielen. Unternehmen
neigen deshalb dazu, Vermögensreduktionen
aufgrund der geringen Gewichtung im 4. Quar-
tal anzugeben. Die Steuerbehörden behalten
sich das Recht vor, steuerlich signifikante Fälle
einer detaillierten Prüfung zu unterwerfen.
Bei Veränderung der Eigenkapital-Rendite be-
wirkt der NID ausserdem überproportionale
Schwankungen in der steuerlichen Bemessungs-
grundlage und damit der Steuerbelastung:

Das Beispiel verdeutlicht, wie eine Halbierung
der Eigenkapital-Rendite eine überproportio-
nale Reduktion der steuerlichen Bemessungs-
grundlage von über 80 Prozent bewirkt (Ver-
gleich Jahr 1 mit Jahr 2). Demgegenüber bewirkt
eine Verdopplung der Eigenkapital-Rendite ei-
nen überproportionalen Anstieg der steuerlichen
Bemessungsgrundlage von über 160 Prozent
(Vergleich Jahr 1 mit Jahr 3).

b Belgien
Belgien ist in der Zwischenzeit von zwei EuGH-
Verfahren zu seiner NID-Regelung betroffen. In
dem Verfahren Argenta Spaarbank v. Belgi-
scher Staat41 wurde ein Verstoss gegen die
Niederlassungsfreiheit durch Kürzung des aus-
ländischen Betriebsstättenreinvermögens dis-
kutiert. In der dazu ergangenen Pressemittei-
lune stellt die Europäische Kommission klar,
dass ein fiktiver Zinsabzug als solcher nicht in-
frage gestellt wird, dass aber die diskriminieren-
de Anwendung hinsichtlich ausländischen Ver-
mögens beanstandet wird. In einem weiteren,
noch anhängigen Verfahren43 befasst sich der
EuGH zusätzlich mit der Frage des Verstosses
gegen die Kapitalverkehrsfreiheit aufgrund der

Staubli/Küttel, in Notional Interest Deduction,
Der Schweizer Treuhänder, 2013/11.

37 KS ESTV Nr. 6 vom 6.6.1997.

Staubli/Küttel, a.a.O.

39 Staubli/Küttel, a.a.O.

Vgl. zuletzt RS ESTV vom 25.2.2013.

EuGH-Urteil vom 4. Juli 2013, C 350/11.

Pressemitteilung der Europäischen Kommission vom

26. Januar 2012.
I, Vertragsverletzungsverfahren Nr. 2008/4335.

Jahr 1 Jahr 2 Jahr 3

Eigenkapital-Rendite 100 50 200

Eigenkapital-Zins 40 40 40

Steuerliche
Bemessungsgrundlage 60 10 160
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Kürzung des ausländischen Grundstücksrein-
vermögens.
Da die NID-Regelung aus europarechtlicher
Sicht im Grundsatz nicht zu beanstanden ist,
sollte die Schweiz durch sachgerechte Imple-
mentierung einer eigenen NID-Regelung nicht
in die Kritik der Europäischen Kommission ge-
raten. Allerdings ist im Licht des EuGH-Urteils
zu überlegen, wie das Eigenkapital für Zwecke
des fiktiven Zinsabzugs definiert wird und wel-
che Korrekturen vorgenommen werden müssen:
Der EuGH hatte in dem Verfahren Argenta
Spaarbank v. Belgischer Staat zu entscheiden,
ob die Niederlassungsfreiheit nach Art. 49 Ver-
trag über die Arbeitsweise der Europäischen Uni-
on («AEUV») einer nationalen Steuerregelung
entgegensteht. Danach kann eine in Belgien un-
beschränkt steuerpflichtige Gesellschaft bei der
Ermittlung des steuerbaren Gewinns keinen Ab-
zug für Risikokapital in Höhe des Nettoreinver-
mögens einer Betriebsstätte in einem anderen
Mitgliedsstaat der EU vornehmen. Zu einem sol-
chen Abzug ist sie allerdings berechtigt, wenn
diese positive Differenz einer in Belgien gelege-
nen Betriebsstätte zugerechnet werden kann.
Laut Schlussanträgen des Generalanwalts stellt
die Berücksichtigung von Aktiva einer Betriebs-
stätte für die Berechnung des Abzugs für Risiko-
kapital einer in Belgien steuerpflichtigen Gesell-
schaft einen Steuervorteil dar, weil eine solche
Berücksichtigung dazu beiträgt, den effektiven
Körperschaftsteuersatz zu mindern44. Ein sol-
cher Steuervorteil wird aber verweigert, wenn
sich die Betriebsstätte der belgischen Gesell-
schaft in einem anderen EU-Staat befindet und
ihre Einkünfte gemäss einem Doppelbesteue-
rungsabkommen von der belgischen Steuer be-
freit sind45. Die belgische Regierung argumen-
tierte, dass sich der steuerliche Nachteil
deswegen ergibt, weil der Betriebsstättenstaat
den Abzug für Risikokapital zur Verringerun
der Steuerbemessungsgrundlage nicht zulässt4 .

Nach Auffassung des EuGH ergibt sich die nach-

teilige Behandlung jedoch allein aus der in der
belgischen Regelung getroffenen Entscheidung,
die Aktiva dieser Betriebsstätten nicht zu berück-
sichtigen47. Als Begründung bringt der EuGH
an, dass eine solche nachteilige Behandlung ei-
ne belgische Gesellschaft davon abhalten kann,
ihre Tätigkeit mittels einer ausländischen Be-
triebsstätte auszuüben48.
Der EuGH entschied, dass in der von Belgien vor-
gesehenen Regelung zur Kürzung des ausländi-
schen Betriebsstättenreinvermögens im Rahmen
der Ermittlung des Risikokapitals tatsächlich
ein Verstoss gegen die Niederlassungsfreiheit
vorliegt, weil der sich im Rahmen des NID erge-
bende Steuervorteil für ausländische Betriebs-
stätten verweigert wird. Der Argumentation der
belgischen Regierung, die Kohärenz des belgi-
schen Steuersystems und die ausgewogene Auf-
teilung der Besteuerungsbefugnisse zwischen
den Mitgliedsstaaten durch die Regelung sicher-
zustellen49, ist der EuGH nicht gefolgt. Als Kon-
sequenz aus dem vorliegenden Urteil erwarten
wir, dass in dem zweiten, noch hängigen Verfah-
ren seitens des EuGH eine ähnliche Entschei-
dung getroffen wird.
Belgien ist nunmehr angehalten, die Regelung
zum NID an das EuGH-Urteil anzupassen. Es ist
durchaus möglich, dass eine entsprechende An-
passung noch im Lauf des Jahres erfolgt. Derzeit
ist vorgesehen, den NID dahingehend zu ändern,
dass keine Modifikation des Eigenkapitals hin-
sichtlich des ausländischen Reinvermögens er-
folgt, sondern erst der tatsächliche NID auf
Stammhaus und Betriebsstätte aufgeteilt wird. So
würde sowohl für inländische als auch für aus-
ländische Betriebsstätten ein Abzug bei der Ein-
künfteermittlung erfolgen. Für den ausländi-
schen Teil würde der Abzug jedoch effektiv ins
Leere laufen, da die Einkünfte von der belgischen
Steuer befreit sind. Ob eine rückwirkende Ände-
rung des Gesetzes erfolgt, ist derzeit noch unklar.
Daneben wird erwartet, dass hinsichtlich auslän-
discher Liegenschaften analog verfahren wird.
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Da Liechtenstein über eine fast identische NID-
Regelung wie Belgien verfügt, ist auch dort eine
entsprechende Angleichung an die jüngste
EuGH-Rechtsprechung erforderlich'''. Derzeit ist
nicht entschieden, ob und wie eine Anpassung
erfolgt. Unseres Erachtens wäre eine Anpassung
zu gegebener Zeit weitestgehend nach belgi-
schem Vorbild wünschenswert.

c Ermittlung des modifizierten
Eigenkapitals in der Schweiz

Sollte eine Lösung über Quoten in Anlehnung
an das Kreisschreiben zum verdeckten Eigenka-
pital angestrebt werden, wird sich die Frage stel-
len, in welcher Höhe entsprechende Quoten fest-
gelegt werden. Im Kreisschreiben Nr. 6 liegen 9
von 17 Quoten bei 80 Prozent und höher und so-
gar 13 von 17 Quoten bei 70 Prozent und höher.
Sofern zusätzlich die jüngste EuGH-Recht-
sprechnung vorsichtig in Erwägung gezogen
wird, müssten die anwendbaren Quoten für aus-
ländisches Grundstücks- und Betriebsstätten-
reinvermögen wohl 100 Prozent betragen. Ge-
samthaft betrachtet dürften die festgelegten
Quoten bei enger Anlehnung an das Kreisschrei-
ben Nr. 6 deshalb keine ausreichende Kompen-
sation zur Abschaffung gewisser kantonaler
Steuerprivilegien ermöglichen.

5 Fazit

NID-Regelungen können sich als sehr komplex
erweisen. Nicht zuletzt aufgrund der liechten-
steinischen Erfahrungen ist für die Schweiz eine
einfache und klare Regelung wünschenswert.
Aufgrund des etablierten Gesellschafts- und Stif-
tungswesens in Liechtenstein ergab sich dort bei
der Implementierung eines NID und insbeson-
dere dessen Wirkung eine andere Ausgangslage
als in der Schweiz.
Die Schweiz ist insbesondere für gruppeninterne
Finanzierungsaktivitäten ein beliebter Steuer-
standort, nicht zuletzt durch das Privileg des Hol-

dingstatus, der privilegierten Besteuerung von
Verwaltungs- und gemischten Gesellschaften so-
wie des Swiss Finance Branch Modells. Der Ein-
führung eines NID kommt aufgrund dieser Aus-
gangslage eine grosse Bedeutung zu, da der NID
eine wettbewerbsfähige Besteuerung von Zinser-
trägen ermöglicht51. Insoweit verfügt ein NID auf
Sicherheitseigenkapital zweifelsohne über er-
folgsversprechende Attribute für die Schweiz.
Begrüssenswert ist ferner, dass die Schweiz die
Einführung einer EU-konformen NID-Regelung
in Erwägung zieht. Inwieweit eine Schweizer
NID-Regelung, die nicht am Kernkapital an-
knüpfen würde, dem Grundsatz der Finanzie-
rungsneutralität gerecht wird, bleibt abzuwar-
ten. Gelingt die Angleichung der steuerlichen
Behandlung von Fremd- und Eigenkapital, wird
dem Grundsatz der Finanzierungsneutralität je-
denfalls entsprochen.
Die Anknüpfung am Sicherheitseigenkapital im
Rahmen der NID-Reglung ist insbesondere da-
durch nachvollziehbar, dass ein gewisses Aus-
mass an Eigenkapital Grundvoraussetzung für
Fremdfinanzierungen ist. Unter Berücksichti-
gung des Sicherheitseigenkapitals für NID-Zwe-
cke wird eine steuerliche Gleichstellung von
Fremd- und Eigenkapital für das Eigenkapital
erzielt, welches dauernd durch Fremdkapital er-
setzt werden kann52. Das Modell schafft dadurch
einen Anreiz zu überdurchschnittlich starker Ei-
genkapitalfinanzierung53.

EuGH-Urteil vom 4. Juli 2013, C 350/11, Tz. 24.

45 EuGH-Urteil vorn 4. Juli 2013, C 350/11, Tz. 25.

EuGH-Urteil vom 4. Juli 2013, C 350/11, Tz. 32.

EuGH-Urteil vom 4. Juli 2013, C 350/11, Tz. 33.

EuGH-Urteil vorn 4. Juli 2013, C 350/11, Tz. 34.

EuGH-Urteil vom 4. Juli 2013, C 350/11, Tz. 36 ff

PR (13) 81 der EFTA Surveillance Authority vorn

6. November 2013.

5l Vgl. a. Staubli/Küttel, a.a.O.

52 Vgl. a. Staubli/Küttel, a.a.O.

Staubli/Küttel, a.a.O.
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Unter den gegenwärtigen Prämissen dürften
insbesondere Finanzierungsgesellschaften dem
Grundsatz der Finanzierungsneutralität ge-
recht werden und unter Berücksichtigung einer
NID-Regelung auch weiterhin attraktive Fi-

nanzierungsaktivitäten ermöglichen. Für eine
abschliessende Beurteilung einer Schweizer
NID-Regelung bleiben die Ergebnisse der zu-
ständigen Arbeitsgruppen, welche im Dezember
2013 erwartet werden, nun abzuwarten.
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